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Ausgangslage
Gemäss Art. 324a Abs. 1 OR hat ein Arbeitgeber
einem Arbeitnehmer, der aus Gründen, die in dessen
Person liegen (wie bspw. Krankheit, Unfall, Erfüllung
gesetzlicher Pflichten), unverschuldet an der Arbeits-
leistung verhindert ist, für eine beschränkte Zeit den
darauf entfallenden Lohn zu entrichten, sofern das
Arbeitsverhältnis mehr als drei Monate gedauert hat
oder für mehr als drei Monate eingegangen worden
ist. Der Arbeitgeber hat im ersten Dienstjahr den
Lohn für drei Wochen und nachher für eine ange-
messene längere Zeit zu entrichten (Art. 324a Abs. 2
OR). Wie lange diese angemessene längere Zeit ist,
bestimmt sich nach den von kantonalen Gerichten
entwickelten Skalen (z.B. im zweiten Dienstjahr nach
Berner Skala 1 Monat, nach Basler Skala 2 Monate).
Bei Schwangerschaft der Arbeitnehmerin hat der
Arbeitgeber den Lohn im gleichen Umfang zu ent-
richten. Durch schriftliche Abrede, Normalarbeitsver-
trag oder Gesamtarbeitsvertrag kann eine abwei-
chende Regelung getroffen werden, wenn diese
für den Arbeitnehmer mindestens gleichwertig ist
(Art. 324a Abs. 4 OR).

Schriftliche Abänderung der gesetzlichen
Lohnfortzahlungsregelung
Die Eckpunkte der von der gesetzlichen Ordnung ab-
weichenden Regelung müssen aus der Abrede her-
vorgehen (Dauer und Umfang der Lohnfortzahlung,
allfällige Karenzfrist, Finanzierungsanteile). Schliesst
der Arbeitgeber für den Arbeitnehmer eine Taggeld-

versicherung ab, ohne eine schriftliche Abrede ge-
troffen zu haben, behält der Arbeitnehmer gemäss
bundesgerichtlicher Rechtsprechung seinen vollen
Lohnfortzahlungsanspruch. Jedoch muss sich der
Arbeitnehmer die ausbezahlten Taggelder an die
Lohnfortzahlungen anrechnen lassen. Der Arbeit-
geber versichert in diesem Fall primär seinen eigenen
Ausfall und die Lohnfortzahlungsregelung von
Art. 324a Abs. 1 bis Abs. 3 OR bleibt in Kraft.

Gleichwertige Regelungen mit Taggeldver-
sicherungen
Soll die getroffene Vereinbarung im Arbeitsvertrag die
gesetzliche Regelung ersetzen, muss diese gleichwer-
tig zur gesetzlichen Lösung sein. Das schweizerische
Obligationenrecht enthält keine konkrete Regelung,
welche die Gleichwertigkeit einer abweichenden
Regelung zur bestehenden Lohnfortzahlungspflicht
i.S.v. Art. 324a OR präzisiert. Gleichwertigkeit liegt
nach herrschender Lehre dann vor, wenn die abwei-
chenden Regelungen im Ergebnis dem Arbeitnehmer
mindestens den gleichen Schutz vor den wirtschaft-
lichen Folgen des Lohnausfalls wegen unverschulde-
ter Verhinderung an der Arbeitsleistung bieten wie
die gesetzliche Regelung. Unter bestimmten Voraus-
setzungen werden auch Regelungen mit Taggeldver-
sicherungen als gleichwertig im Sinne von Art. 324a
Abs. 4 OR erkannt. Gleichwertigkeit wird gemäss
bestehender, aber uneinheitlicher Praxis bei Taggeld-
versicherungen insbesondere dann angenommen,
wenn die vom Arbeitgeber für die Taggeldversiche-

Arbeitgeber haben ihren Arbeitnehmern bei Krankheit nur während eines relativ kurzen Zeitraums
den Lohn fortzuzahlen. Um die Arbeitnehmer sozial abzusichern, schliessen Arbeitgeber daher
häufig Taggeldversicherungen gegen die Folgen von Krankheit ab. Bei der Koordination zwischen
der gesetzlichen Lohnfortzahlungspflicht und der gewählten Krankentaggeldversicherungslösung
gibt es jedoch einige Klippen, die jedoch bei umsichtiger Ausgestaltung des Arbeitsvertrages um-
schifft werden können.
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rung zu entrichtende Prämie mindestens gleich hoch
ist wie die Prämie, die dem Arbeitgeber anfallen wür-
de, wenn er eine die gesetzliche Lohnfortzahlungs-
pflicht deckende Versicherung abgeschlossen hätte.

In der Praxis wurde Gleichwertigkeit einer Regelung
mit Taggeldversicherung bspw. angenommen, wenn
dem Arbeitnehmer folgende Leistungen gewährt
werden:

– Taggelder im Umfang von 80 Prozent des Lohnes;
– ab dem 1. Tag der Arbeitsunfähigkeit (beachte je-

doch die Ausnahme der Zulässigkeit von Karenz-
fristen gemäss nachstehenden Ausführungen);

– während mindestens 720 Tagen;
– bei mindestens hälftiger Prämienteilung (wobei

der Arbeitnehmer nicht mehr zahlen darf als der
Arbeitgeber).

Unterscheidung von Karenzfristen
und Wartefristen
In der Frage der Gleichwertigkeit sind die in der
Praxis oftmals vereinbarten Karenz- und Wartefristen
besonders zu diskutieren. Die Begriffe Warte- und
Karenzfrist bedeuten inhaltlich nicht dasselbe.
Karenzfristen sind Fristen, bei denen der Arbeitneh-
mer infolge krankheitsbedingter Abwesenheit wäh-
rend der ersten Tage der Krankheit (der Karenztage)
keine Lohnfortzahlung erhält. Wartefristen sind
Fristen, bei denen Versicherungsleistungen (bspw.
Taggelder) vereinbarungsgemäss erst nach Ablauf
einer bestimmten Zeiteinheit (bspw. 7, 30, 60 oder
180 Tage) erbracht werden.

In der Rechtsprechung finden sich Beispiele, welche
Ersatzregelungen, die 1 bis 3 Karenztage vorsehen,
in Verbindung mit einer gleichzeitig vereinbarten
Taggeldversicherung mit einer Leistungsdauer von
720 oder 730 Tagen, bereits als gleichwertig im Sinne
von Art. 324a Abs. 4 OR zulassen. Die Lohnfortzah-
lungspflicht des Arbeitgebers werde durch die gleich-
wertige Regelung vollständig substituiert und der
Arbeitgeber habe dem Arbeitnehmer während der
Karenzfrist grundsätzlich keine Lohnfortzahlungen
zu erbringen. Regelungen mit längeren Karenzfristen
als die oben genannten 1 bis 3 Tage werden dem-
gegenüber in Lehre und Rechtsprechung regelmässig
als nicht mehr gleichwertig erkannt, da die wirtschaft-
liche Belastung für den Arbeitnehmer dadurch zu
gross werden würde.

Gleichwertige Regelungen von Taggeld-
versicherungen mit Wartefristen
In der Praxis sind Ersatzregelungen, bei welchen
Taggeldversicherungen mit – je nach Versicherungs-
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lösung – mehr oder minderlangen Wartefristen ver-
einbart werden, weit verbreitet. Derartige Ersatz-
regelungen dürften regelmässig dann gleichwertig
sein, wenn Arbeitgeber und Arbeitnehmer sich
schriftlich darauf verständigen, eine etwaige Warte-
frist durch Lohnfortzahlungen (im Umfang von min-
destens 80%) zu überbrücken. Für die Frage der
Gleichwertigkeit sollte – abstrakt gesehen – nur ent-
scheidend sein, dass ein Arbeitnehmer ab dem 1.Tag,
gegebenenfalls erst ab dem 3. Tag, mindestens 80
Prozent seines Lohnes erhält, sei dies in Form von
Lohnfortzahlungen oder in Form von Taggeldern.
Eine lange Wartefrist ist grundsätzlich auch im Inte-
resse der begünstigten Arbeitnehmer. Je länger die
Wartefrist der Krankentaggeldversicherung nämlich
ist, umso tiefer wird die Versicherungsprämie, weil
der Arbeitgeber das Risiko in der Wartefrist selbst
trägt und nicht auf die Versicherung abwälzt. Trägt
der Arbeitnehmer die Prämie zum Teil mit, wie dies
häufig in der Praxis der Fall sein wird, wird damit für
den Arbeitnehmer die Prämienbelastung geringer.

Formulierung der Vereinbarung
Bei der Formulierung einer Vereinbarung mit Lohn-
überbrückungszahlung und Taggeldversicherung ist
die gesetzliche Lohnfortzahlungspflicht schriftlich
durch eine präzise Umschreibung abzulösen. Jeder
Interpretationsspielraum wird regelmässig zulasten
des Arbeitgebers ausgelegt. Grundsätzlich sollte
jede Formulierung vermieden werden, welche sich
darauf beschränkt, dem Arbeitnehmer pauschal
einen Anspruch auf Lohnfortzahlung für 720 Tage
zuzusichern. Kann der Arbeitnehmer nämlich nicht
versichert werden oder bleibt die Versicherungslei-
stung infolge Nichterfüllung einer Leistungsvoraus-
setzung aus (z.B. infolge mangelnder Kooperation
des Arbeitnehmers), läuft ein Arbeitgeber in Gefahr,
für die vollen 720 Tage persönlich leistungspflichtig
zu werden. Die Vereinbarung sollte daher vorsichtig
formuliert werden und neben der Lohnfortzahlungs-
regelung auch die Versicherungsbedingungen reflek-
tieren, um das Risiko eines vorbehaltlosen Anspruchs
des Arbeitnehmers zu vermeiden.

Fazit
Gemäss Lehre und Rechtssprechung liegt eine gleich-
wertige Regelung im Sinne von Art. 324a Abs. 4 OR
regelmässig vor, wenn Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer sich schriftlich darauf verständigen (oder in ei-
nem Normal- oder Gesamtarbeitsvertrag), eine Tag-
geldversicherung (welche mindestens 80% Lohn für
720 Tage bei mindestens hälftiger Prämienteilung mit
einer Wartefrist versichert) abzuschliessen und diese
mit einer Lohnfortzahlungsregelung für die Warte-
frist ergänzen. Dabei ist die Gleichwertigkeit grund-
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sätzlich auch dann gewährleistet, wenn die Lohn-
überbrückungszahlung während der Wartefrist 80%
des Lohnes beträgt.

Die Formulierung der Vereinbarung ist heikel. Jeder
Interpretationsspielraum wird grundsätzlich zum
Nachteil des Arbeitgebers ausgelegt. Die Implemen-
tierung der Taggeldversicherungslösung in den Ar-
beitsvertrag und die Allgemeinen Anstellungsbedin-
gungen muss daher mit äusserster Sorgfalt vorge-
nommen werden, damit kein zusätzliches Haftungs-
potential des Arbeitgebers geschaffen wird.


